
Satzung
des Regionalen Planungsverbandes

Oberfranken-Ost

Auf Grund des Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) vom
25.06.2012 (GVBI. S. 254, BayRS 230-1-W), zuletzt geändert am 23.24.2026 (GVBI. S. 190),
erlässt der Regionale Planungsverband Oberfranken-Ost in der Region 5 folgende Satzung:
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l. Abschnitt
Al I ge me i n e V o rsc h rifte n

s1
Rechtsnatur, Name und Sitz des Verbandes

(1) Für die Region 5 besteht ein Regionaler Planungsverband als Körperschaft des öffentli-
chen Rechts.

(2) Der Verband führt den Namen Oberfranken-Ost.

(3) Er hat seinen Sitz am Dienstsitz des jeweiligen Verbandsvorsitzenden. Die Verwaltungs-
und Kassengeschäfte werden am jeweiligen Dienstsitz des Verbandsvorsitzenden ge-
führt.

s2
Mitglieder des Verbandes, Bezeichnungen

(1) Mitglieder des Verbandes sind alle Gemeinden, deren Gebiet in der Region liegt, sowie
die Landkreise, deren Gebiet ganz oder teilweise zur Region gehört.

(2) Das Gebiet der Region bestimmt sich nach der Verordnung über das Landesentwick-
lungsprogrammes Bayern in der jeweils gültigen Fassung.

(3) Die in der Satzung verwendeten Status-, Funktions- und anderen Bezeichnungen gelten
für Frauen und für Männer.

s3
Aufgaben des Verbandes

(1) Der Verband ist Träger der Regionalplanung in seinem Verbandsbereich

(2) Er hat insbesondere die Aufgabe,

den Regionalplan sowie bei Bedarf dessen Fortschreibungen auszuarbeiten und zu
beschließen und dabei die lnteressen der Verbandsmitglieder im Rahmen der Lan-
desplanung abzustimmen ;

2. an der Ausarbeitung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung durch Staats-
behörden mitzuwirken;

3. Stellungnahmen im Rahmen von Verfahren abzugeben, an denen der Regionale Pla-
nungsverband beteiligt ist;

4. nach Maßgabe von Art. 26 BayLplG zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des
Raums mit öffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts zusammenzuarbeiten
oder auf die Zusammenarbeit dieser Stellen hinzuwirken;

1
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5. nach Maßgabe von Art. 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BayLplG bei Konflikten zwischen Ver-
bandsmitgliedern, die die Regionalplanung betreffen, auf eine einvernehmliche Lö-
sung hinzuwirken. Falls dies in Anspruch genommen werden soll, wendet sich grund-
sätzlich mindestens ein betroffenes Mitglied an den Verbandsvorsitzenden, der über
das weitere Vorgehen entscheidet.

(3) Der Verband hat dabei die vom Staat gesetzten Planungsziele zu beachten. Er hat die
Grundsätze der Raumordnung gegeneinander und untereinander abzuwägen.

(4) Der Regionalplan ist mit Regionalplänen benachbarter Regionen abzustimmen. lm Übri-
gen sind die lnteressen benachbarter Gebiete sowie raumbedeutsame Planungen und
Maßnahmen außerhalb der Region im Regionalplan angemessen zu berücksichtigen. Die
Abstimmung mit den lnteressen sowie raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen be-
nachbarter Gebiete außerhalb der Bundesrepublik Deutschland bleiben der Regelung
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen vorbehalten.

(5) Der Verband bedient sich zur Ausarbeitung des Regionalplans und dessen Fortschrei-
bung sowie zur Erstellung der Arbeitsunterlagen für die Verbandsorgane der zuständigen
höheren Landesplanungsbehörde, die hierfür die erforderlichen Mittel zur Verfügung stellt.
Der für die Region zuständige Sachbearbeiter wird in dieser Satzung als Regionsbeauf-
tragter bezeichnet.

(6) Der Verband nimmt - mittels eines seitens der obersten Landesplanungsbehörde geförder-
ten Regionalmanagements - Aufgaben seiner Mitglieder in der Regionalentwicklung wahr,
die die verbandsweite Energieversorgung betreffen. Das Recht des jeweiligen Mitglieds, die
Aufgabe selbst wahrzunehmen, bleibt hiervon unberührt, soweit dies der Aufgabenwahr-
nehmung des Regionalen Planungsverbands nicht widerspricht.

Il. Abschnitt
Ve rf assung und Verwaltung

s4
Organe des Verbandes

Die Organe des Regionalen Planungsverbandes sind:

1. dieVerbandsversammlung;

2. der Planungsausschuss;

3. derVerbandsvorsitzende.

s5
Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen Ver-
bandsräten. Jedes Verbandsmitglied entsendet einen Verbandsrat.

(2) Eine Gemeinde wird in der Verbandsversammlung durch den ersten Bürgermeister, eine
kreisfreie Stadt durch den Oberbürgermeister und ein Landkreis durch den Landrat kraft
Amtes vertreten; im Fall der Verhinderung treten an ihre Stelle ihre Stellvertreter. Die Be-
schlussorgane der Verbandsmitglieder können mit Zustimmung der in Satz 1 genannten
Personen auch andere Personen als Verbandsräte bestellen (sonstige Mitglieder). Diese
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müssen nicht Mitglieder der Beschlussorgane sein. Für jeden nach Satz 2 bestellten Ver-
bandsrat wird vom jeweiligen Verbandsmitglied für den Fall seiner Verhinderung ein Stell-
vertreter bestellt.

(3) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das
Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; entsprechendes gilt
für Stellvertreter. Die übrigen Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden, sofern sie Mit-
glieder der Beschlussorgane sind, für die Dauer der Wahlzeit der Beschlussorgane, an-
dernfalls für sechs Jahre bestellt. Nach Ablauf der Amtszeit üben die bisherigen Ver-
bandsräte und Stellvertreter ihre Tätigkeit bis zur Bestellung der neuen Verbandsräte wei-
ter aus. $ 12 Abs. 2 Salz 2 bleibt unberührt. Die Tätigkeit als Verbandsrat oder als Stell-
vertreter endet vorzeitig durch:

Verlust der Wählbarkeit;

Rücktritt aus wichtigem Grund;

Abberufung der nach Abs. 2 Satz 2 bestellten Verbandsräte bzw. deren Stellver-
treter aus wichtigem Grund durch das Verbandsmitglied;

Erlöschen der Mitgliedschaft der entsendenden Gebietskörperschaften.

(4) Die wählbaren Bürger der Gemeinden und Landkreise, die Verbandsmitglieder sind, kön-
nen die Ubernahme oder die weitere Ausübung des Amtes eines Verbandsrates nur aus
wichtigen Gründen ablehnen. Als wichtiger Grund ist es insbesondere anzusehen, wenn
der Verpflichtete durch sein Alter, seine Berufs- oder Familienverhältnisse, seinen Ge-
sundheitszustand oder sonstige in seiner Person liegende Umstände an der Übernahme
oder weiteren Ausübung des Amtes verhindert ist. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, ent-
scheidet die Gebietskörperschaft, die den Verbandsrat bestellt.

s6
Aufgaben der Verbandsversamml ung

(1) Der Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für:

1. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter;

2. die Beschlussfassung über die Verbandssatzung (einschließlich Entschädigungs-
satzung und Geschäftsordnung) ;

3. die Beschlussfassung über Gesamtfortschreibungen des Regionalplans.

s7
Sitzu ngen der Verbandsversamml ung

(1) Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf einzuberufen. Sie ist einzuberufen, wenn Mit-
glieder, die gemeinsam mindestens ein Viertel der Stimmen des Verbands vertreten, es
unter Angabe der Beratungsgegenstände schriftlich oder elektronisch beantragen. Sie soll
einberufen werden, wenn der Regionsbeauftragte es unter Angabe der Beratungsgegen-
stände schriftlich oder elektronisch beantragt.

(2) Die Verbandsversammlung wird durch den Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch ein-
berufen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die Beratungsgegenstände an-
geben und den Verbandsräten spätestens zweiWochen vor der Sitzung zugehen. ln drin-
genden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf drei Tage abkürzen.

1

2

3

4
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(3) Zu den Sitzungen werden die oberste und die höhere Landesplanungsbehörde sowie der
bei der höheren Landesplanungsbehörde bestellte Regionsbeauftragte eingeladen.

(4) Die Sitzungen werden durch den Verbandsvorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung
durch einen seiner Stellvertreter geleitet. Die Stellvertreter vertreten den Vorsitzenden im
Verhinderungsfall in ihrer Reihenfolge. Sind sowohl der Vorsitzende wie auch die Stell-
vertreter verhindert, leitet der an Lebensjahren älteste Verbandsrat die Sitzung.

(5) Über die Sitzungen der Verbandsversammlung wird eine Niederschrift gefertigt, die vom
Verbandsvorsitzenden und dem von ihm zu bestimmenden Schriftführer zu unterzeichnen
ist.

(6) Zeitpunkt und Ort der Sitzung der Verbandsversammlung sind unter Angabe der Tages-
ordnung spätestens am fünften Tag vor der Sitzung öffentlich bekannt zu machen.

(7) Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit
oder auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. Über den Ausschlüss der Of-
fentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. Durch die Ge-
schäftsordnung kann bestimmt werden, dass bestimmte Angelegenheiten grundsätzlich
in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden.

(8) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse sind der Öffentlichkeit bekannt zu
geben, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind.

S7a
Sitzungstei I nahme durch Ton-Bi ld-Übertragu ng

(1) Verbandsräte können an den Sitzungen der Verbandsversammlung und des Planungsaus-
schusses mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen (Art. 33a Abs. i Satz 1 KommZG). Der
Verbandsvorsitzende entscheidet mit der Einladung, ob eine Sitzung als reine Präsenzsit-
zung oder Hybridsitzung abgehalten wird.

(2) Voraussetzung für die virtuelle Teilnahme an den Sitzungen ist die Unterzeichnung der Be-
lehrung über die Teilnahme an Hybridsitzungen. Vom Vorliegen weiterer Voraussetzungen
wird die Sitzungsteilnahme nicht abhängig gemacht.

(3) lm Planungsausschuss ist die virtuelle Teilnahme auf die Ausschussmitglieder beschränkt.

(4) Der Verantwortungsbereich des Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-Ost be-
schränkt sich auf die Bereitstellung der Plattform zur audiovisuellen Zuschaltung. lst entwe-
der mindestens ein Verbandsrat zugeschaltet oder bestätigt ein Test, dass eine Zuschalt-
möglichkeit besteht, wird vermutet, dass der Grund für eine Nichtzuschaltung des Ver-
bandsrates nicht im Verantwortungsbereich des Regionalen Planungsverbandes liegt (Art.
33a Abs. 4 Satz 5 KommZG).

(5) Eine Bildunterbrechung durch zugeschaltete Verbandsräte ist auch bei vorübergehendem
Verlassen des Platzes untersagt (Art. 33a Abs. 3 Satz 1 KommZG).

(6) Bei einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist eine Teilnahme an Wahlen nicht
möglich (Art. 33a Abs. 1 Satz 6 KommZG).

(7) Bei Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung zu einer nichtöffentlichen Sitzung haben die
zugeschalteten Verbandsräte dafür Sorge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem Ver-
antwortungsbereich nur von ihnen wahrgenommen wird (Art. 33a Abs. 5 KommZG).
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(8) Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung sowie hinzugezogenen Fachleuten,
Gutachtern usw. wird nach denselben Maßstäben die audiovisuelle Teilnahme an öffentli-
chen und nichtöffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung und des Planungsaus-
schusses ermöglicht.

s8
Beschlüsse und Wahlen

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungs-
gemäß geladen wurden und mehr als die Hälfte der Stimmen aller Mitglieder durch stimm-
berechtigte Verbandsräte vertreten ist. Über Beratungsgegenstände, die nicht in der Ein-
ladung angegeben wurden, darf nur Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte
oder ihre Stellvertreter erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind.

(2) Mitglieder der Verbandsversammlung können an der Beratung und Abstimmung nicht teil-
nehmen, wenn der Beschluss ihnen selbst, einem Angehörigen (Art. 20 Abs. 5
BayVwVfG) oder einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen
oder juristischen Person mit Ausnahme des entsendenden Verbandsmitglieds oder sons-
tigen Vereinigung einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kann. Gleiches gilt,
wenn ein Mitglied der Verbandsversammlung in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein
Gutachten abgegeben hat. Dieser Absatz gilt nicht für Wahlen.

(3) Ob die Voraussetzungen nach Absatz 2 vorliegen, entscheidet die Verbandsversammlung
ohne Mitwirkung des Beteiligten.

(4) Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossenen Mitglieds hat die
Ungültigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für das Abstimmungsergebnis ent-
scheidend war.

(5) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönli-
chen Beteiligung der die Mehrheit der Stimmen vertretenden Verbandsräte beruht, inner-
halb von vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand
einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfä-
hig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung hinzuweisen.

(6) Stimmberechtigt sind nur die Verbandsräte oder deren Stellvertreter.

(7) Abstimmungen erfolgen nach der Einwohnerzahl der zur Region gehörenden Gebiete der
Verbandsmitglieder mit der Maßgabe, dass jeder Verbandsrat für je angefangene
1.000 Einwohner eine Stimme erhält. Dabei ist der zum Jahresschluss fortgeschriebene
Bevölkerungsstand mit Wirkung zum 1. Januar des übernächsten Jahres für die Dauer
von zwei Jahren zu Grunde zu legen. Die Einwohner kreisangehöriger Gemeinden wer-
den der Gemeinde und dem Landkreis jeweils einmal zugerechnet; die Einwohner kreis-
freier Städte und gemeindefreier Gebiete zählen doppelt. Kein Verbandsmitglied erhält
mehr als 40 v. H. der Stimmen.

(8) Beschlüsse der Verbandsversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen gefasst, wobeizusätzlich die Zustimmung von mindestens einem Viertel
der anwesenden Verbandsräte erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Kein Verbandsrat oder Stellvertreter darf sich der Stimme enthalten. Es wird offen
abgestimmt. Die Verbandsmitglieder können ihre Verbandsräte anweisen, wie sie in der
Verbandsversammlung abzustimmen haben. Die Abstimmung entgegen der Weisung be-
rührt die Gültigkeit des Beschlusses der Verbandsversammlung nicht.
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(9) Für Wahlen gelten die Absätze 1, 5, 6, 7 und 8 Satz 1 entsprechend. Es wird geheim
gewählt; wenn für die Person des Verbandsvorsitzenden oder eines Stellvertreters des
Verbandsvorsitzenden jeweils nur ein Vorschlag vorliegt und kein anwesender Verbands-
rat widerspricht, kann deren Bestellung durch Beschluss in offener Abstimmung erfolgen.
Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge-
gebenen gültigen Stimmen und die Zustimmung von mindestens einem Viertel der anwe-
senden Verbandsräte erhält. Wird diese Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so
findet eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt.
Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl ist derjenige gewählt, der die Mehrheit der anwe-
senden Verbandsräte auf sich vereinigt. Kommt auch hier keine Mehrheit zustande, ent-
scheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang dreioder mehr Bewerber die gleiche Anzahl
von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kom-
men. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem
Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt.

se
Planungsausschuss

(1) Der Planungsausschuss setzt sich aus dem Verbandsvorsitzenden sowie aus insgesamt
18 Vertretern der kreisangehörigen Gemeinden, der kreisfreien Städte und der Landkreise
entsprechend den Stimmenanteilen dieser Gruppen in der Verbandsversammlung zu-
sammen. Die Mitglieder des Planungsausschusses müssen nicht Verbandsräte sein.

(2) Die Vertreter der kreisangehörigen Gemeinden werden durch die von den kreisangehöri-
gen Gemeinden entsandten Verbandsräte oder deren Stellvertreter für die Dauer der
Wahlzeit der Beschlussorgane der Verbandsmitglieder bestellt. Dies gilt entsprechend
für die Vertreter der Landkreise und der kreisfreien Städte. Bei der Sitzverteilung innerhalb
der Gruppen sollen die Teilräume der Region (Landkreise, kreisfreie Städte)jeweils ent-
sprechend ihrer Einwohnerzahl berücksichtigt werden. Zur Ermittlung der jeweils auf die
Gruppen und die einzelnen Teilräume entfallenden Sitze im Planungsausschuss kommt
das Berechnungsverfahre nach d'Hondt zur Anwendung.

(3) Für jedes Mitglied des Planungsausschusses ist ein Stellvertreter zu bestellen. Absatz 2
gilt entsprechend. lst der Verbandsvorsitzende zugleich zum Mitglied des Planungsaus-
schusses bestellt, so vertritt ihn während der Dauer seines Amtes als Verbandsvorsitzen-
der im Ausschuss sein Stellvertreter.

(4) Die Tätigkeit eines Mitglieds des Planungsausschusses oder eines Stellvertreters im Pla-
nungsausschuss endet vorzeitig durch:

1. Rücktritt aus wichtigem Grund;

2. Abberufung aus wichtigem Grund;

3. Verlust des Amtes als Verbandsrat in der Verbandsversammlung

Die Abberufung erfolgt durch das für die Bestellung nach Absatz 2 zuständige Gremium
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

(5) Für ein vorzeitig ausscheidendes Mitglied oder einen vorzeitig ausscheidenden Stellver-
treter im Planungsausschuss wird für den Rest der Amtszeit gemäß Absatz 2 ein Nach-
folger bestellt. Bis zur Bestellung des Nachfolgers in der nächsten Verbandsversammlung
gemäß Absatz 2 tritt der Planungsausschuss in der verbleibenden Zusammensetzung
zusammen.
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(6) S 5 Abs. 4 Satz 1 und Salz2 gelten für die Mitglieder des Planungsausschusses entspre-
chend. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet das für die Bestellung nach Absatz 2
zuständige Gremium.

s10
Aufgaben des Planungsausschusses

(1) Der Planungsausschuss ist zuständig für die Beschlussfassung über:

1. die Verfahrensschritte zur Ausarbeitung des Regionalplans,

2. Teilfortschreibungendes Regionalplans,

3. Stellungnahmen im Rahmen von Verfahren, an denen der Planungsverband betei-
ligt wird,

4. Angelegenheiten nach Art. 34 Abs. 2 Nrn. 3 bis 5 KommZG:

a) Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzung
und die Aufnahme von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen Haushalts-
führung,

b) die Beschlussfassung über den Finanzplan,

c) die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahresabschlusses und die Ent-
lastung.

5. Zusammenarbeit mit den benachbarten Trägern der Regionalplanung

(2) Der Planungsausschuss erledigt außerdem die sonstigen Aufgaben des Verbandes, so-
weit nicht nach dieser Satzung die Verbandsversammlung oder der Vorsitzende zuständig
ist.

s11
Sitzungen des Planungsausschusses

(1) Der Planungsausschuss ist nach Bedarf einzuberufen. Er ist einzuberufen, wenn mindes-
tens ein Viertel der Mitglieder es unter Angabe der Beratungsgegenstände schriftlich oder
elektronisch beantragt. Der Planungsausschuss soll einberufen werden, wenn der Regi-
onsbeauftragte dies unter Angabe der Beratungsgegenstände schriftlich oder elektronisch
beantragt.

(2) Der Planungsausschuss wird durch den Verbandsvorsitzenden schriftlich oder elektro-
nisch einberufen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die Beratungsgegen-
stände angeben und den Mitgliedern des Planungsausschusses spätestens zweiWochen
vor der Sitzung zugehen. ln dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis
auf dreiTage abkürzen.

(3) Zu den Sitzungen des Planungsausschusses werden die oberste und die höhere Landes-
planungsbehörde sowie der bei der höheren Landesplanungsbehörde bestellte Regions-
beauftragte eingeladen.

(4) Die Sitzungen werden durch den Verbandsvorsitzenden, im Fall seiner Verhinderung
durch einen seiner Stellvertreter geleitet. Die Stellvertreter vertreten den Vorsitzenden im
Verhinderungsfall in ihrer Reihenfolge.
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(5) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder des Planungsausschusses
ordnungsgemäß geladen sind und außer dem Vorsitzenden mindestens die Hälfte der
Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Über Beratungsgegenstände, die nicht in
der Einladung angegeben wurden, darf nur Beschluss gefasst werden, wenn alle Aus-
schussmitglieder oder deren Stellvertreter erschienen und mit der Beschlussfassung ein-
verstanden sind. $ B Abs. 5 gilt entsprechend.

(6) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein
Mitglied darf sich der Stimme enthalten. Es wird offen abgestimmt.

(7) Die Vorschriften über die Niederschrift ($ 7 Abs. 5), die Öffentlichkeit der Sitzungen der
Verbandsversammlung (S 7 Abs. 6 bis 8), über die Teilnahme an Sitzungen durch Ton-
Bild-Übertragung (S Za) und über den Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung (g 8
Abs. 2 bis 4) gelten für den Planungsausschuss entsprechend.

s12
Verbandsvorsitzender

(1) Der Verbandsvorsitzende und seine zwei Stellvertreter werden gemäß $ 6 Abs. 1 Nr. 1

von der Verbandsversammlung nach Maßgabe von $ 8 aus ihrer Mitte gewählt.

(2) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs Jah-
ren, falls sie lnhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes sind,
höchstens bis zum Ablauf dieses Amtes, gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeil,
für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbandsvorsitzenden und
seiner Stellvertreter weiter aus.

(3) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter dürfen keine Amtshandlungen vorneh-
men, die ihnen selbst, einem Angehörigen (Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG) oder einer von
ihnen vertretenen natürlichen oder juristischen Person, mit Ausnahme des Regionalen
Planungsverbandes, einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil verschaffen würden. Ge-
setzliche Vorschriften, nach denen sie von einzelnen Amtshandlungen ausgeschlossen
sind, bleiben unberührt.

s13
Aufgaben des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende führt den Vorsitz in der Verbandsversammlung und im Pla-
nungsausschuss und bereitet die Sitzungen vor.

(2) Er vollzieht die Beschlüsse des Planungsausschusses und der Verbandsversammlung

(3) Er erledigt die laufenden Angelegenheiten, die für den Regionalen Planungsverband
keine grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten
lassen.

(4) Er vertritt den Planungsverband nach außen

(5) Durch Beschluss des Planungsausschusses können dem Verbandsvorsitzenden unbe-
schadet des Art. 34 Abs. 2 KommZG weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledi-
gung übertragen werden.
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(6) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinen Stellvertretern sowie
mit deren Zustimmung dem Geschäftsführer des Regionalen Planungsverbands übertra-
gen. Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsangelegenheiten kann der Ver-
bandsvorsitzende den Geschäftsführer des Regionalen Planungsverbands sowie mit Zu-
stimmung eines Verbandsmitglieds dessen Dienstkräfte betrauen.

s14
Rechtsstellung und Entschädigung

(1) Der Verbandsvorsitzende, seine Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Verbands-
versammlung und des Planungsausschusses sind ehrenamtlich tätig.

(2) Der Verbandsvorsitzende, seine Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Verbands-
versammlung und des Planungsausschusses werden für die Teilnahme an Sitzungen und
für sonstige mit ihrem Amt unmittelbar zusammenhängende Tätigkeiten nach Maßgabe
der Entschädigungssatzung des Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-Ost ent-
schädigt.

Ill. Abschnitt
Verbandswirtschaft

s15
Anzuwendende Vorschriften

Soweit nicht das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) oder diese Satzung
etwas anderes bestimmen, gelten für die Verbandswirtschaft die Bestimmungen für Land-
kreise entsprechend.

s16
Deckung des Finanzbedarfs

(1) Die Kostenerstattung des Freistaats Bayern an den Regionalen Planungsverband richtet
sich nach Arl.12 BayLplG in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Soweit der Finanzbedarf des Verbands durch staatliche Zuweisungen nicht gedeckt ist,
erhebt der Verband von den ihm angehörenden Landkreisen und kreisfreien Städten eine
Umlage.

(3) Die Umlage wird je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl und der Umlagekraft der Umlage-
pflichtigen bemessen. Für die Bestimmung des Verhältnisses der Einwohnerzahlen ist der
zum Jahresschluss fortgeschriebene Bevölkerungsstand mit Wirkung zum 1. Januar des
übernächsten Jahres für die Dauer von zwei Jahren zugrunde zu legen. Zur Bestimmung
der Umlagekraft gelten die Vorschriften über die Ermittlung der Bezirksumlage (Art. 21
Abs. 3 FAG) entsprechend.

s17
Kassenverwaltung

Die Kassengeschäfte des Regionalen Planungsverbandes werden bei der Gebietskörperschaft
des jeweiligen Verbandsvorsitzenden geführt.
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s18
örtliche und Überörtliche Prüfung

(1) Die Jahresrechnung des Regionalen Planungsverbands wird durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüft. Er besteht aus 3 Mitgliedern des Planungsausschusses, die aus
seiner Mitte für die Dauer der Wahlzeit bestellt werden. Der Verband kann das Rech-
nungsprüfungsamt eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt mit der Rechnungsprü-
fung beauftragen.

(2) Für die überörtliche Prüfung gilt Art. 91 der Landkreisordnung.

lV. Abschnitt
Sch/uss vorschrif ten

s1e
Aufsicht

Der Regionale Planungsverband unterliegt der Aufsicht der Regierung von Oberfranken.

s20
Öffenttiche Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachungen des Planungsverbands erfolgen im Amtsblatt der Regierung
von Oberfranken.

s21
Verweisung auf andere Rechtsvorschriften

Soweit diese Satzung oder das Bayerische Landesplanungsgesetz keine Regelung trifft,
sind auf den Planungsverband die für Zweckverbände allgemein geltenden Vorschriften
nach Maßgabe des Art. 8 Abs. 5 BayLplG anzuwenden.

s22
I n krafttreten, Au ßerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Re-
gierung von Oberfranken in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung für den Regionalen Planungsverband Oberfranken-
Ost vom 04.08.2006 in der Fassung vom 22.06.2022 außer Kraft.

Hof, 04.09.2026
Regionaler Pl Oberfranken-Ost

r. Oliver
Verbandsvorsitzender
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